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1 Einleitung 
Ein mehr als bekanntes Phänomen der letzten Wahljahre ist Folgendes: 
Anscheinend bleiben immer mehr Wahlberechtigte den Wahllokalen 
fern und machen von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch (Schulte 2013). 
Dass diese Gruppe aufgrund ihrer Enthaltung wahlentscheidend sein 
könnte, lässt auch die Politiker_innen aufhorchen (Gruhn 2013). Sowohl 
von populistischen als auch von etablierten Parteien hört man daher den 
Ruf nach mehr direkter Mitbestimmung der Bürgerschaft, da dies 
scheinbar die abstraktere Wahl der Bundes-/Landtagswahl auf konkrete 
Sachverhalte verlagern würde und die Bürger_innen wieder partizipie-
ren würden (Spiegel Online 2012, Spiegel Online 2010, Ude 2011, Alter-
native für Deutschland 2013). Dennoch zeigt sich, dass in allen westeu-
ropäischen Ländern die Beteiligung bei Wahlen höher ist als bei Volks-
abstimmungen (Merkel 2014: 11). Von der wissenschaftlichen Seite wer-
den seit langem neue Beteiligungsformen gefordert, um vernachlässigte 
Wählergruppen neu zu begeistern (vgl. Bürklin 1993: 35). Dieses ange-
deutete Problem der Apathie der Wählerschaft ist nach Colin Crouchs 
Thesen zur Postdemokratie im wissenschaftlichen Bereich in aller Mun-
de. Durch die Verschiebung der Entscheidungsgewalt und zunehmen-
den Komplexität der Entscheidungen und (angenommenen) Elitenent-
schlüssen ziehen sich die Bürger_innen frustriert aus der Wahlpartizipa-
tion heraus. Da die Entscheidungen nicht mehr als gebunden an das 
Wählervotum wahrgenommen werden, sehen die Bürger_innen dies 
nicht mehr als eine wichtige Aufgabe ihres Staatsbürgertums an (Crouch 
2008). Auch ist eine zunehmende Enttäuschung von sozialstaatlichen 
Versprechungen und ideologischen Traditionen, die gerade die sozial-
demokratischen und linken Parteien im Laufe der 1990er Jahre mit ihrer 
Stammwählerschaft vollzogen haben, entscheidend für den Bruch mit 
der jahrzehntelangen Tradition als Arbeiter_in sozialdemokratisch zu 
wählen (Mouffe 2011). Meyer (2009: 7) schreibt zum Erhalt der Demokra-
tie:  

„Demokratie hat auf die Dauer keinen unangefochtenen Bestand, wenn 
sie sich in einem formalen politischen Institutionen-System erschöpft, 
während gesellschaftliche und wirtschaftliche Macht sich der Mitverant-
wortung der von ihr Betroffenen entzieht und die Voraussetzungen ihrer 
Bürger_innen zur erfolgversprechenden Mitwirkung an den politischen 
Entscheidungen hochgradig ungleich verteilt sind“.  

Dies beschreibt den Zustand der Postdemokratie, den auch Crouch 
(2008) in seinem Werk als Entkopplung von den Wähler_innen und als 
Politainment bezeichnet, in der ein Elitenzirkel abgekoppelt die Entschei-
dungen intransparent für die Bürgerschaft trifft und in Wahlkampfzeiten 


